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Seit einiger Zeit hat sich in allen Ländern 
der Welt eine deutliche Hochschulex- 
pansion vollzogen. In den 50er  Jahren 
des 20. Jahrhunderts hatten im Durch- 
schnitt der industrialisierten  Länder 
kaum mehr als 5 Prozent eines Alters- 
jahrgangs ein Studium aufgenommen. Zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts beginnt etwa die Hälfte eines Jahrgangs ein 
Studium an einer tertiären Bildungseinrichtung (OECD 2002; siehe auch 
Teichler 1999b). Mit dieser Expansion gingen eine Fülle von Ver- 
änderungen in der Struktur des Hochschulwesens, der Substanz der Stu- 
dienangebote und der Funktion der Hochschulbildung einher. In unter- 
schiedlichem Umfang konnten in verschiedenen Ländern auch neue, so 
genannte nicht-traditionelle Studierende von dieser Entwicklung profitie- 
ren. 
 
1. Hochschulexpansion und Differenzierung des Zugangs: 
Internationale Trends und deutsche Sonderentwicklung 
 
In den meisten Ländern nahm die strukturelle und curriculare Vielfalt in- 
nerhalb des Hochschulsystems zu – im Hinblick auf die wachsende Varia- 
tionsbreite der Motive und „Talente“ der Studierenden wie auf die unter- 
schiedlichen beruflichen und sozialen Rollen der Absolventen. Auch voll- 
zog sich ein Wandel von Hochschulzugang und -zulassung. In denjenigen 
Ländern, in denen es einen „Königsweg“ zu den Universitäten – ver- 
gleichbar dem Erreichen des Abiturs in Deutschland – gegeben hatte, 
 
 
1 Der vorliegende Text basiert auf einem Gutachten, das die beiden Verfasser anlässlich der 
Diskussion über die Zukunft der Hamburger Universität für Politik und Wirtschaft verfasst 
haben (U. Teichler/A. Wolter: Studierchancen und Studienangebote außerhalb des Main- 
streams in Deutschland, HWP-Magazin 2/04, Hamburg 2004). 
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wuchs die Zahl der Zugangswege. Auswahlverfahren nahmen zu – teils, 
um nicht allen Sekundarschulabsolventen, die sich grundsätzlich für ein 
Studium bewerben konnten, den Zugang zu ermöglichen, vor allem je- 
doch, um die Studienbewerber auf verschiedene Institutionen und Pro- 
gramme des sich diversifizierenden Hochschulsystems zu verteilen. 
Allerdings gibt es erhebliche Unterschiede zwischen verschiedenen 
Ländern – zum Beispiel hinsichtlich der Frage, welche Institutionen sich 
innerhalb eines Hochschulsystems stärker gegenüber neuen Teilnehmern 
öffnen. In manchen Ländern war das nur in einigen Institutionen oder 
Programmen der Fall, ohne das Hochschulsystem als ganzes zu tangieren. 
Nicht-traditionelle Studierende finden sich weniger in den forschungs- 
orientierten Universitäten oder Programmen; sie studieren eher in berufs- 
und praxisbezogenen Bereichen bzw. im nicht-universitären Sektor des 
Hochschulsystems. Dort gestaltet sich der Zugang dann offener als zuvor, 
während der Zugang zum „oberen“ Segment hoch selektiv bleibt (Schuet- 
ze/Wolter 2003). 
In (West-)Deutschland fällt auf, dass sich der historische Prozess der 
„massification of higher education“ seit den späten 50er Jahren fast aus- 
schließlich auf zwei Wegen abgespielt hat: durch die Zunahme von Stu- 
dienanfängern, die auf dem üblichen Weg über das gymnasiale Abitur (in 
dessen verschiedenen Varianten) ihre Studienberechtigung erworben hat- 
ten, und über die zu Beginn der 70er Jahre erfolgte Errichtung der Fach- 
hochschulen als zweites Standbein des deutschen Hochschulsystems mit 
einem eigenen Zugangsweg über die Fachoberschule und die Fachhoch- 
schulreife. Innerhalb des universitären Bereichs änderte sich die Zusam- 
mensetzung der Studierenden nach Zugangs- bzw. Vorbildungswegen re- 
lativ wenig: Im Jahre 2000 verfügten 94,8 Prozent der Studienanfänger an 
den deutschen Universitäten über die Reifeprüfung in einer ihrer ver- 
schiedenen Varianten. Obwohl alternative Zugangs- und Zulassungswege 
existieren, blieb der Anteil derjenigen Studienanfänger, die solche Wege 
gehen, sehr gering. 
In der DDR gab es neben den beiden Hauptwegen zum Hochschul- 
studium – der Erweiterten Oberschule und der Berufsausbildung mit Abi- 
tur – einige spezielle Zugangswege, die sich an Erwerbstätige richteten 
und quantitativ nicht unbedeutend waren (vgl. Lischka 1991): so berufs- 
begleitende zweijährige Abiturlehrgänge an den Volkshochschulen, deren 
Besuch weitgehend offen war, und einjährige Vorkurse, die von Hoch- 
schulen angeboten wurden und dort als eigenständige Struktureinheiten 
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organisiert waren; sie vermittelten eine fachgebundene Hochschulreife 
und setzten in der Regel eine betriebliche Delegierung voraus. Die in den 
50er Jahren etablierten Arbeiter- und Bauernfakultäten dagegen, die bei 
einer wenig transparenten Zulassungspolitik ein dreijähriges Vollzeitstu- 
dium zum Erwerb der Hochschulreife angeboten hatten, verloren seit den 
60er Jahren nahezu vollständig an Bedeutung. 
Die Bereitschaft zur Öffnung der Hochschulen basierte in vielen Län- 
dern – zum Teil auch in Deutschland – vor allem auf vier Motiven: 
• In vielen Ländern galt es als wünschenswert, dass die Hochschulex- 
pansion sich nicht nur in einer stärkeren Differenzierung der Studien- 
angebote vollzog, sondern dass damit auch eine wachsende Heteroge- 
nisierung in der Zusammensetzung der Studierenden einherging. 
• Die Aufnahme „nicht-traditioneller“ Studierender an den Hochschu- 
len sollte dazu beitragen, die „schiefe“ soziale Verteilung der Studier- 
chancen zwischen den sozialen Gruppen zugunsten einer größeren 
Chancengleichheit bzw. Chancengerechtigkeit zu korrigieren. 
• In der Bundesrepublik Deutschland kam die in der ersten Hälfte der 
neunziger Jahre lebhaft geführte Debatte über die Gleichwertigkeit 
zwischen beruflicher und allgemeiner Bildung hinzu. Befürchtet wur- 
de, dass das duale System der Berufsausbildung in der Konkurrenz 
mit dem gymnasialen Bildungsweg zunehmend „ausblute“. Die Öff- 
nung eines direkten Übergangs aus dem Beruf in die Hochschule soll- 
te die berufliche Bildung aufwerten und ihre Attraktivität erhöhen. 
• Schließlich ist international in den 90er Jahren eine wieder einsetzen- 
de Thematisierung des lebenslangen Lernens zu beobachten (Wies- 
ner/Wolter 2004). Damit erwachte ein neues Interesse an nicht-tradi- 
tionellen Studierenden, die aufgrund ihrer Bildungs- und Berufsbio- 
graphien das Prinzip des lebenslangen Lernens gleichsam paradig- 
matisch verkörpern (Schuetze/Slowey 2000, Wolter 2002). 
 
2. Öffnung des Hochschulzugangs in Deutschland – 
Modelle, Praxis, Erfahrungen 
 
Die Öffnung der Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland für ein 
breiteres Spektrum an Personen, die nicht den „Königsweg“ über das Abi- 
tur gingen, vollzog sich in Wellen. Von etwa Mitte der 60er bis Mitte der 
70er Jahre gab es vor allem schulische Bemühungen, einer größeren Zahl 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen ein Studium zu ermöglichen, 
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um die Ungleichheit der Bildungs- und Sozialchancen zu verringern und 
vorhandene „Begabungsreserven“ zu erschließen. Seit etwa Ende der 80er 
Jahre wurden in vielen Bundesländern außerschulische Maßnahmen er- 
griffen, den Hochschulzugang für Berufstätige ohne herkömmliche Stu- 
dienvoraussetzungen zu öffnen (vgl. KMK 2002, Rau 1999) und die 
Durchlässigkeit zwischen Berufsbildung und Hochschule zu erhöhen. In 
der aktuellen Hochschulreformdebatte seit Mitte der 90er Jahre spielen 
zwar wiederum Fragen von Hochschulzugang und Hochschulzulassung 
eine zentrale Rolle. Allerdings geht es dabei primär um eine schärfere Se- 
lektion unter den Studienberechtigten (z.B. durch hochschuleigene Aus- 
wahlverfahren), nicht dagegen um Veränderungen in den Zugangsvoraus- 
setzungen (Lischka/Wolter 2001, Wolter 2001). 
 
2.1     Regelungsmodelle 
 
Als greifbare Resultate der Öffnungspolitik seit Ende der 80er Jahre 
—  gibt es nunmehr in allen Ländern bis auf eine Ausnahme spezielle Zu- 
gangswege aus dem Beruf heraus; in manchen Ländern (u.a. Bremen, 
Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Thüringen) bestehen 
sogar mehrere Wege nebeneinander. Laut Kultusministerkonferenz 
(KMK 2002) gibt es in den 16 Ländern derzeit etwa 30 verschiedene 
Regelungen; 
—  unterscheiden sich die Regelungen von Land zu Land erheblich: so 
hinsichtlich der schulischen oder beruflichen Zulassungsvorausset- 
zungen, der Prüfungsanforderungen und -modalitäten und in der Art 
der jeweils erwerbbaren Studienberechtigung. 
In den Jahrzehnten zuvor waren vor allem Veränderungen in den schul- 
rechtlichen Regelungen vorgenommen worden; dazu zählen unter ande- 
rem die Abiturprüfung in den Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs 
(Abendgymnasien, Kollegs), die Nichtschüler-Reifeprüfung sowie die tra- 
ditionelle Begabtenprüfung. Nunmehr wurden neue hochschulrechtliche 
Regelungen vorgenommen – vor allem zur Zulassung durch die Hoch- 
schulen. Die Regelungen unterscheiden sich nach 
—  dem Stellenwert von Prüfungen: es gibt prüfungsgebundene Zugangs- 
wege, die die Zulassung zum Studium von einer Zulassungs- oder 
Eignungsprüfung abhängig machen, oder prüfungsfreie Zugangswege 
– wie zum Beispiel die automatische Anerkennung der Meisterprü- 
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fung als Studienberechtigung (meist auf Fachhochschulen beschränkt) 
oder das Probestudium, bei dem allerdings in manchen Ländern um so 
schärfere Leistungskontrollen während des Studiums folgen; 
—  der Art, wie die berufliche Qualifikation mit den Zugangskriterien 
und -prozeduren verknüpft wird: Manche Zugangsmodelle postulieren 
eine konsekutive Qualifikationsentwicklung vom Herkunftsberuf hin 
zum Studienfach („Einschlägigkeit“ der beruflichen Vorbildung). Al- 
lerdings sind berufliche Ausbildungen, ausgeübte Tätigkeiten und 
Studienfächer inhaltlich oft gar nicht anknüpfungsfähig „geschnitten“; 
—  der Art der zu erwerbenden Berechtigung: z.B. allgemeine oder fach- 
gebundene Hochschulreife, nur für bestimmte oder für alle Hoch- 
schultypen oder in Abhängigkeit vom Ausbildungsberuf gemäß der 
Einschlägigkeitsforderung. 
Ein bundesweit konsensfähiges Regelungsmodell für den Hochschulzu- 
gang aus dem Beruf gibt es zur Zeit nicht. Eine den APEL-Verfahren („a- 
sessment/accreditation of prior experiential learning“) entsprechende, bil- 
dungswegunabhängige individuelle „Diagnose“, welche die in der bishe- 
rigen Bildungs- und Berufsbiographie erworbenen Kompetenzen und 
Voraussetzungen auf die jeweiligen Anforderungen des gewählten Studi- 
ums bezieht und dabei auch Ergebnisse informellen Lernens berücksich- 
tigt oder die Anerkennung von „credits“ im Studium ermöglicht, erfolgt 





Seit Ausgang der 80er Jahre hat in den deutschen Bundesländern – recht- 
lich gesehen – außerhalb der regulären schulischen Zugangswege eine 
Diversifizierung des Hochschulzugangs stattgefunden, die zu einer bunten 
Vielfalt unterschiedlicher Prozeduren führte. Bei einer Analyse der Wir- 
kungen dieser Zugangswege zur Hochschule ist nach eher quantitativen 
(z.B. Zahl der Zulassungen) und eher qualitativen Aspekten (z.B. Studien- 
eignung und Studienbewährung) zu differenzieren. Mit dieser Unterschei- 
dung verbinden sich zwei schon traditionelle Einwände gegenüber einer 
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• So wird ein zusätzlicher Massenansturm auf die Hochschulen be- 
fürchtet, der die ohnehin schon vollen Hochschulen, so wird behaup- 
tet, endgültig zum Zusammenbruch bringt („Überfüllungshypothese“). 
• Auch wird die Sorge formuliert, dass die Studierenden, die nicht über 
die üblichen schulischen „credentials“ verfügen, in Vorbildung und 
Studierfähigkeit Defizite aufweisen und überdurchschnittlich häufig 
im Studium scheitern („Defizithypothese“). 
Anders als befürchtet scheint die in manchen Schritten formal vollzogene 
Öffnung des Hochschulzugangs kaum signifikante quantitative Öffnungs- 
effekte zur Folge gehabt zu haben. Mit Ausnahme Niedersachsens, Nord- 
rhein-Westfalens und der privaten AKAD-Fachhochschule, die höhere 
Zahlen vorweisen können, betrug im letzten Jahrzehnt die Zahl der Zulas- 
sungen in allen Bundesländern weniger als 100-150 Studienanfänger im 
Jahr. Zum Vergleich: In Niedersachsen sind es in den letzten Jahren 
durchschnittlich etwa 500-800 Personen gewesen, die die Zulassungsprü- 
fung erfolgreich absolviert haben; weitere 100-200 Personen studieren im 
universitären Probestudium oder über eine prüfungsfreie Zulassung an 
Fachhochschulen. 
Der Anteil der so Zugelassenen an allen Studienanfängern liegt insge- 
samt unter der Ein-Prozent-Marke. Er ist am höchsten in Niedersachsen 
(2-3%), dagegen in allen anderen Ländern um ein Prozent oder darunter. 
Die Inanspruchnahme solcher Zugangswege gleicht also eher einem 
schmalen Rinnsal als einem breiten Strom. Unter den so zugelassenen 
Personen weist jedoch ein großer Anteil sozio-biographische Vorausset- 
zungen auf, die unter allen Studierenden unterrepräsentiert sind. Insofern 
haben solche Öffnungswege durchaus den Effekt, die soziale Durchläs- 
sigkeit – wenn auch nur sehr moderat – zu vergrößern. 
Unter qualitativen Gesichtspunkten ist von Interesse, wieweit die so 
Zugelassenen sich als geeignet zum Studium erwiesen und im Studium 
erfolgreich waren. Das empirische Wissen hierüber beruht auf mehreren 
Studien aus den 80er und 90er Jahren (u.a. Schulenberg/Scholz/Wolter 
u.a. 1986; Reibstein/Wolter 1991; Isserstedt 1994; Rau 1997; Schroeter 
1998; Scholz 1999). Alle Untersuchungen kamen im Kern zu ähnlichen 
Ergebnissen. Studierende aus dem Beruf haben im Studium insgesamt 
keine größeren Schwierigkeiten und keine geringeren Studienerfolge als 
ihre Kommilitonen mit Abitur. Studierverhalten und Studienerfolg wer- 
den deutlich stärker von der jeweiligen Studienfachzugehörigkeit und 
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dem damit verbundenen Fachklima bestimmt als von der Art der Studien- 
berechtigung. Zwar zeigen sich auch Unterschiede zwischen Abiturienten 
und Nicht-Abiturienten im Studienverhalten, aber dies hat keine deutli- 
chen Auswirkungen auf den weiteren Studienverlauf und -erfolg. Ein 
Grund für den Erfolg mag darin liegen, dass es sich – verglichen mit dem 
Durchschnitt an (nicht-akademisch qualifizierten) Erwerbstätigen – um 
eine hochselektiv zusammengesetzte Gruppe handelt, auch im Hinblick 
auf biographische Verlaufsmuster und Persönlichkeitsdispositionen. 
So bleibt als Fazit festzuhalten: Es hat in Deutschland gewisse Schrit- 
te zur Öffnung des Hochschulzugangs über den erfolgreichen Abschluss 
höherer Sekundarschulen hinaus gegeben. Dabei ließen die Regelungen 
einen geringeren Spielraum zu, als das in vielen anderen Ländern der Fall 
ist, und von den angebotenen Zugangs- und Studiermöglichkeiten wurde 
weit weniger Gebrauch gemacht, als die Gegner dieser Regelungen be- 
fürchteten und die Befürworter erhofften. Die vormals berufstätigen Stu- 
dierenden, auch wenn sie nicht über die üblichen schulischen Eingangs- 
qualifikationen verfügten, erzielen dann aber im Studium ähnlich große 
Erfolge wie diejenigen, die ihre Studienberechtigung auf dem üblichen 
schulischen Weg erworben haben. Nicht nur die Überfüllungshypothese, 
sondern auch die Defizithypothese lässt sich demnach empirisch nicht 
bestätigen. 
 
3. Nicht-traditionelle Studierende im internationalen 
Vergleich 
 
3.1 Definitionsprobleme und grundlegende Konzepte 
 
Für diese neue Studentenpopulation hat sich seit einiger Zeit der Begriff 
„non-traditional students“ durchgesetzt. Bis jetzt fehlt jedoch eine präzi- 
se, international vergleichbare Definition. 
• Es gibt Unterschiede, die mit der jeweiligen nationalen Bildungsorga- 
nisation zusammenhängen. So kann der Hochschulzugang eine rela- 
tiv undramatische Übergangsstelle auf der Basis eines stark selektiven 
Sekundarschulwesens, eine scharfe Selektionsschwelle nach einer ho- 
rizontal organisierten Sekundarstufe oder eine relativ offene Verbin- 
dungsstelle in einem insgesamt sehr durchlässigen Bildungssystem 
darstellen (Teichler 1984). Der Begriff der „non-traditional students“ 
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umfasst dann schon aus strukturellen Gründen jeweils ganz andere 
Gruppen. 
• Auch unterscheidet sich die Zusammensetzung der Bevölkerung nach 
demographischen Merkmalen in verschiedenen Ländern erheblich 
voneinander. So zählen in Ländern mit starker Immigration oft ein- 
gewanderte Bevölkerungsteile zum Potential nicht-traditioneller Stu- 
dierender; in Nordamerika, Australien und Neuseeland gilt dies auch 
für Angehörige der "first nations". 
• Schließlich wirken sich in der Unschärfe des Begriffs die Folgen der 
Hochschulexpansion aus, denn mit steigender Partizipation an Hoch- 
schulbildung (etwa bei einer Quote von mehr als 50 Prozent) ver- 
schwimmen die Unterschiede zwischen „traditional“ und „non-tradi- 
tional students“. In vielen Ländern sind aus den nicht-traditionellen 
Studierenden der 60er und 70er Jahre inzwischen mehr oder weniger 
„traditionelle“ Studierende geworden sind. 
In vielen Fällen werden nicht-traditionelle Studierende mit älteren Studie- 
renden bzw. mit Studierenden im Erwachsenenalter identifiziert. Oft ist 
von „adult students“ oder „mature students“ die Rede (OECD 1987, Kas- 
worm 1993, Davies 1995). Auch hier gibt es unterschiedliche Definitio- 
nen. So wird nicht allein eine bestimmte Lebensaltersschwelle – zumeist 
das 25. Lebensjahr – gewählt, sondern auch biographische Besonderhei- 
ten werden herangezogen, so längere Unterbrechungen der Bildungsbio- 
graphie durch Familientätigkeit oder Studienaufnahme nach beruflicher 
Ausbildung und berufspraktischen Erfahrungen. 
Die Verwendung des Begriffs „non-traditional students“ wird oft von 
zwei verschiedenen Konzepten zur Unterscheidung gegenüber den „nor- 
malen“ Studierenden getragen. 
• Im Bezugsrahmen des strukturtheoretischen Diskurses über Chancen- 
gleichheit  oder Chancengerechtigkeit  können  diejenigen  sozialen 
Gruppen bzw. Personen als „non-traditional students“ definiert wer- 
den, für die – aus welchen Gründen auch immer – die Aufnahme ei- 
nes Hochschulstudiums mit höheren sozialen Hürden (zum Beispiel 
aufgrund der familiären Voraussetzungen) oder größeren institutionel- 
len Barrieren (zum Beispiel im Schulsystem) verbunden ist und die 
deshalb beim Hochschulzugang unterrepräsentiert sind. 
• Im Bezugsrahmen  eines  biographietheoretischen  Diskurses  können 
solche Personen als nicht-traditionelle Studierende bezeichnet wer- 
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den, die sich durch unkonventionelle Lebensverläufe (im Vergleich zu 
den weitgehend standardisierten Normalbiographien von Studieren- 
den) auf dem Wege zu einem Hochschulstudium auszeichnen. 
Diese Konzepte setzen also an den Strukturen des Bildungssystems wie 
an biographischen Merkmalen an. Oft werden nicht nur ungewöhnliche 
Wege zum Studium, sondern auch Wege im Studium angesprochen: So 
Teilzeit-, Abend- und Fernstudierende, aber auch Studierende im Weiter- 
bildungsstudium. Diese machen in manchen Ländern mehr als die Hälfte 
der Studierenden aus. In Deutschland dagegen sind Studienangebote in 
Teilzeitform kaum vorhanden, auch wenn mehr als 20 Prozent der Studie- 
renden de facto als Teilzeitstudierende zu betrachten sind (Isserstedt u.a. 
2004). 
Unter Berücksichtigung der Wege zum und im Studium erscheint es 
angebracht, zwischen drei Kriterien für das Attribut „non-traditional stu- 
dents“ zu unterscheiden (siehe dazu Wolter 2000, Pechar/Wroblewski 
2000): Studierende, die 
—  nicht auf dem geraden Weg bzw. in der vorherrschenden zeitlichen 
Sequenz und Dauer zur Hochschule gekommen sind; 
—  nicht die regulären schulischen Voraussetzungen für den Hochschul- 
zugang erfüllen; und solche, die 
—  nicht in der üblichen Form des Vollzeit- und Präsenzstudiums studie- 
ren (sondern als Teilzeit-, Abend- und Fernstudierende). 
Eine genaue Abgrenzung ist auch deshalb nicht zu treffen, weil manche 
Studierende in einigen Aspekten als „traditionell“, in anderen dagegen als 
„nicht-traditionell“ eingestuft werden können. 
 
3.2 Ausmaß der Öffnung im Vergleich und strukturelle 
Bedingungen 
 
In einer vergleichenden Studie, die 10 europäische und außereuropäische 
Länder umfasste (Schuetze/Slowey 2000; deutscher Beitrag von Wolter 
2000), konnte gezeigt werden, dass in vielen Ländern nicht-traditionelle 
Studierende von der Hochschulexpansion profitieren konnten. Allerdings 
zeigt sich, selbst wenn wegen der genannten Definitionsprobleme eine 
vergleichbare Quantifizierung nicht möglichst war, dass der Zuwachs 
zumeist geringer war als ursprünglich erhofft. Die untersuchten Länder 
 
 
72 die hochschule 2/2004 
unterscheiden sich jedoch sehr stark, wieweit sie ihre Hochschulen für 
„non-traditional students“ öffnen. 
• Es gibt Länder, die eine relativ hohe Studienbeteiligung nicht-traditio- 
neller Studierender aufweisen (mehr als 15 % aller Studierenden). Zu 
dieser Gruppe zählen die USA und Kanada. Allerdings sind auch dort 
einige Bevölkerungsgruppen deutlich unterrepräsentiert (z.B. be- 
stimmte ethnische Minoritäten). 
• In einigen Ländern hat sich zwar der Anteil nicht-traditioneller Stu- 
dierender durch gezielte hochschulpolitischen Maßnahmen in gewis- 
sem Umfange vergrößert (auf 5 bis 10 %), aber weitergehende Maß- 
nahmen werden für nötig befunden – zum Beispiel Verfahren zur An- 
erkennung früheren Lernens oder besondere Zulassungsprozeduren. 
Hierzu zählen Australien, Schweden und Großbritannien. 
• Schließlich gibt es Länder, in denen die Beteiligung nicht-traditionel- 
ler Studierender auf einem sehr niedrigen Niveau (unter 5 %) verharrt 
und nur wenige Anstrengungen zu erkennen sind, dies zu ändern. Zu 
dieser letzten Gruppe rechnen die Autoren der Studie die Bundesrepu- 
blik Deutschland, Österreich und Japan. 
Dabei sind die Ursachen für die geringe Bereitschaft, die Hochschulen für 
Studierende ohne traditionelle Studienvoraussetzungen zu öffnen, unter- 
schiedlich. In Deutschland und Österreich herrschte lange Zeit große Re- 
serviertheit gegenüber einer massiven Hochschulexpansion, und der Er- 
halt der Qualität und Reputation der beruflichen Bildung (mit ihrer be- 
trieblichen Praxiskomponente) hatte gegenüber der primär theorieorien- 
tierten Hochschule eine hohe Priorität. In Japan dagegen wurde die Hoch- 
schulexpansion früh als Vorteil gesehen, und eine Förderung des Abbaus 
der sozialen Ungleichheit in den Bildungschancen hatte hohe Priorität. Je- 
doch wird hier vermutet, dass in dem ausgeprägten Wettbewerb beim 
Hochschulzugang die Jugendlichen soweit motiviert und mobilisiert wer- 
den, dass Begabungsreserven als mehr oder weniger ausgeschöpft gelten 
und lediglich eine zweite Chance zur Teilnahme an den Hochschulauf- 
nahmeprüfungen eingeräumt wird. 
Die zitierte Studie verweist auf Bedingungen, Zugang und Studium so 
zu gestalten, dass die Barrieren niedrig sind. So scheinen Flexibilitäten 
für besondere Zulassungspolitiken einzelner Hochschulen, Spielräume für 
eine Profilbildung der Hochschulen und staatliche Maßnahmen zugunsten 
von „non-traditional students“ von besonderer Bedeutung zu sein. 
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Wenn es in einem Land keine standardisierten Regelungen für Zu- 
gang und Zulassung gibt, können die einzelnen Hochschulen weitgehend 
autonom entscheiden, wieweit sie dieser Gruppe größere Zugangschan- 
cen einräumen wollen. In der Tat ist in Ländern, in denen die Hochschu- 
len einen großen Dispositionsraum in der Auswahl der Studierenden ha- 
ben, der Anteil der „non-traditional students“ an allen Studierenden des 
Landes oder innerhalb eines bestimmten Sektors im Hochschulsystem re- 
lativ hoch. 
Ähnliches gilt, wenn in einem Hochschulsystem ein großer Spielraum 
für die Profilbildung einzelner Hochschulen vorhanden ist (siehe dazu 
Teichler 1999a). Manche Hochschulen bemühen sich dann durch spezifi- 
sche Programme oder didaktische Formen um ein Profil, das den beson- 
deren Kompetenzen, Erfahrungen und Anforderungen der „non-traditio- 
nal students“ entgegenkommt. Hohe Spielräume für die einzelnen Hoch- 
schulen können allerdings zur Folge haben, dass akademisch besonders 
angesehene Hochschulen für „non-traditional students“ wenig offen sind. 
Auch spielen staatliche Politiken eine sehr große Rolle – nicht zuletzt, 
weil in den Hochschulen die Vorstellung verbreitet ist, wissenschaftliche 
Qualität sei am besten durch einen Hochschulzugang über den „Königs- 
weg“ zu gewährleisten. Demgegenüber ist es oft der Staat, der – oft ge- 
gen den Widerstand der Hochschulen – auf Vielfalt und auf Öffnung 
pocht. In Deutschland wäre es ohne staatliche Initiative kaum zu einer 
noch so bescheidenen Öffnung des Zugangs gekommen. 
 
4. Anlässe zu einer neuen Prüfung und Bewertung 
 
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts gibt es vielerlei Anlässe und Gründe in 
Deutschland, die Bedeutung solcher besonderen Zugangs- und Zulas- 
sungswege und Studienangebote neu zu prüfen und zu bewerten: 
• In nahezu allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland haben fi- 
nanzielle Engpässe und restriktive Haushaltspolitiken der öffentlichen 
Hand zu einem Überdenken der Hochschulstrukturen und -entwick- 
lungsplanungen geführt. Manche Regierungen in Deutschland tendie- 
ren unter Effizienzdruck eher zur Bündelung der Ressourcen und un- 
ternehmen Schritte, gerade solche Institutionen und Studienanbote 
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• In den vorherrschenden Steuerungs- und Managementdiskussionen 
werden dagegen eher Profilbildung und Vielfalt empfohlen (Olbertz/ 
Pasternack 1999, Wolter 2004). So gewinnt die Vorstellung an Rück- 
halt, dass das Hochschulsystem sich stärker vertikal und horizontal 
differenzieren und die Hochschulen besondere Pfade der Profilierung 
einschlagen sollen. Damit läge es nahe, einigen Hochschulen Raum 
zu geben, sich stärker der Förderung „nicht-traditioneller Studieren- 
der“ zu widmen. 
• Allerdings haben die Vergleichbarkeit der Studienangebote in einem 
Fach und die Wahrung ähnlicher Standards in der Qualität der Hoch- 
schulen in Deutschland traditionell große Bedeutung. Wenn die ein- 
zelnen Hochschulen besondere Profile entwickeln, wird dies kaum 
honoriert und oft als qualitativ fragwürdig abgetan (siehe dazu Teich- 
ler 1999a). So kann verstärkter akademischer und finanzieller Wett- 
bewerbsdruck trotz der verbreiteten Profilierungs- und Differenzie- 
rungsforderungen dazu führen, dass die Hochschulen lediglich einen 
Vorteil im Hinblick auf ein gemeinsames Leitbild suchen und sich so 
durchgängig einem traditionellen Anspruch unterwerfen. 
• Dass die Studienanfängerquote in Deutschland deutlich unter dem 
Durchschnitt der OECD-Länder liegt, wird seit Mitte der 90er Jahre in 
der hochschulpolitischen Diskussion zunehmend mit Sorge registriert. 
Die Bereitschaft wächst, den Trend zur gesellschaftlichen Höherquali- 
fizierung (Teichler 1991) durch Bereitstellung eines größeren Ange- 
bots an Hochschulabsolventen zu unterstützen. So stellt sich die Fra- 
ge, ob die Tür zum Studium stärker für Personen geöffnet werden 
sollte, die nicht über den „Königsweg“ kommen. 
• Im Rahmen des so genannten „Bologna-Prozesses“ nehmen die deut- 
schen Universitäten eine Umstrukturierung ihrer Studiengänge vor 
(siehe dazu Schwarz-Hahn/Rehburg 2004). Die europäischen Erzie- 
hungsminister stimmen darin überein, bis zum Jahre 2010 einen euro- 
päischen Hochschulraum zu verwirklichen. Auf dem Wege zu kon- 
vergenten Strukturen des Hochschulwesens liegt die Frage nahe, ob in 
den europäischen Ländern auch ähnliche Bedingungen des Hoch- 
schulzugangs geschaffen werden sollen. 
Deutschland gehört, wie aufgezeigt wurde, zu denjenigen entwickelten 
Ländern, die sich mit Studienangeboten für „non-traditional students“ e- 
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her schwer tun. Offenkundig hängen diese besonderen Schwierigkeiten 
mit zwei bildungsgeschichtlichen Erbschaften zusammen: 
—  der hochgradigen Berechtigungs- und Zertifikatsorientierung (und ei- 
ner geringen individuellen Kompetenzorientierung), die sich insbe- 
sondere an den Übergangsstellen innerhalb des Bildungssystems ma- 
nifestiert; 
—  der ausgeprägten Selektionsfunktion, die sich nicht nur innerhalb der 
Institutionen, sondern auch an den Übergängen realisiert. Diese Se- 
lektion umgreift keineswegs nur Faktoren der sozialen Herkunft, son- 
dern auch die Bevorzugung schulischer Allgemeinbildung gegenüber 
beruflicher Qualifikation beim Hochschulzugang. 
Beides trägt dazu bei, dass Fragen des Hochschulzugangs stark von des- 
sen statutsdistributiver Funktion her gesehen und Debatten und Maßnah- 
men zur Regelung des Hochschulzugangs in Deutschland immer wieder 
eher von limitierenden als von erweiternden, öffnenden Aspekten her be- 
stritten werden. Da Auswahl- und Selektionsentscheidungen in demokra- 
tischen Leistungsgesellschaften auch dann, wenn sie de facto zu sozialen 
Ausgrenzungen führen, mit Leistungs- und Eignungsargumenten legiti- 
miert werden (müssen), steht hier traditionell das Problem der Studierfä- 
higkeit im Mittelpunkt. 
Im deutschen Schulwesen wurde – im Gegensatz zu vielen anderen 
Ländern – eine vertikale Gliederung des Sekundarschulwesens beibehal- 
ten, so dass nur eine – wenn auch wachsende – Minderheit der Jugendli- 
chen überhaupt eine Studienberechtigung erwirbt. Die Idee der „Hoch- 
schulreife“ als einer vorab von der Schule mehr oder weniger garantierten 
Kompetenz für ein erfolgreiches Studium hat in Deutschland einen hohen 
normativen Stellenwert; so sind hier mehr Lehrende als in anderen Län- 
dern der Ansicht, dass selbst unter denjenigen, die diese „Reife“ formell 
erworben haben, viele für ein Studium nicht geeignet seien (siehe Enders/ 
Teichler 1995). 
Gewiss hat die deutsche Option des Bildungssystems mancherlei Vor- 
züge. Der „Preis“ liegt jedoch darin, dass das deutsche Bildungssystem 
weniger als viele andere Systeme eine strukturelle Durchlässigkeit hin 
zum Studium für diejenigen bietet, die sich nicht frühzeitig in ihrem Le- 
ben auf den Weg dorthin gemacht haben. Die in Deutschland vorhande- 
nen, begrenzten Mechanismen zur Förderung einer Durchlässigkeit und 
zur Korrektur einmal eingeschlagener Pfade – zum Beispiel die Einrich- 
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tungen des Zweiten Bildungswegs oder Begabtenprüfungen – sind über- 
wiegend im Sekundarschulsystem angesiedelt oder dem gymnasialen 
Modell nachgebildet. Weniger als in vielen anderen Ländern gibt es da- 
gegen Angebote seitens der Hochschulen, „non-traditional students“ nach 
eigenen Kriterien und Anforderungen an Studieneignung mit entspre- 
chenden assessment-Verfahren zum Studium aufzunehmen und dann ak- 
tiv dafür Sorge zu tragen, dass diese Studierenden mit ihren besonderen 
Schwächen und Stärken das Studium erfolgreich bewältigen. 
Auf dem Wege zu einer „Wissensgesellschaft“ erscheinen in der in- 
ternationalen Diskussion „Durchlässigkeit“ und Flexibilität der Bil- 
dungssysteme immer mehr als zentrale Herausforderungen und Quali- 
tätserwartungen.  Die  Maxime  des  lebenslangen  Lernens  wäre  ohne 
„Durchlässigkeit“ verstümmelt. Immer mehr wird gefordert, die Leis- 
tungsfähigkeit und Qualifikation von Individuen stärker nach sichtbaren 
Kompetenzen und Fähigkeiten als nach nachgewiesenen Zertifikaten zu 
bestimmen.  Daher  drängt  sich  aus  dem  internationalen Vergleich  die 
Vermutung auf, dass im deutschen Hochschulsystem mehr Raum für 
Durchlässigkeit des Zugangs zum Hochschulstudium gegeben sein müss- 
te. 
Aus dem internationalen Vergleich erscheint es zur Förderung von 
„non-traditional students“ angemessen, zwei unterschiedliche institutio- 
nelle Wege einzuschlagen. Zum einen kann es von Vorteil sein, an man- 
chen Stellen besondere, auch institutionell selbständige Studienangebote 
mit entsprechenden Zugangswegen und Organisationsformen einzurich- 
ten; solche Hochschulen würden dann die Orientierung auf diese Ziel- 
gruppe ausdrücklich als Teil ihrer „institutional policy“ oder ihrer „mis- 
sion“ begreifen und diese Ausrichtung explizit zum Teil ihrer Profilbil- 
dung machen. Zum anderen sollten innerhalb eines Hochschulsystems 
auch Gelegenheiten vorhanden sein, die an der Regelorganisation von 
Zugang und Studium ansetzen und es solchen Studierenden ermöglichen, 
in den Mainstream der Studienangebote einzusteigen. Ein Abbau beste- 
hender Angebote – wie er zuweilen vorgeschlagen wird – wäre in jedem 
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